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vorwort

Liebe Freundinnen und Freunde,

Das Thema Wohnen begegnet uns bei der AWO 
immer wieder. Ob in unseren Projekten in 
Quartieren, in Beratungsstellen, in Frauenhäu-
sern, in der Jugendarbeit, in der Wohnungslo-
senhilfe oder in der Suchthilfe – in zahllosen 
Einzelfällen wird uns vor Augen geführt, wie 
essentiell und existenziell die Wohnungsfrage 
ist. Der Wohnungsmangel und die hohen Mie-
ten erschweren es vielen Betroffenen, schwie-
rige Lebenslagen hinter sich zu lassen. Für 
andere ist der angespannte Wohnungsmarkt 
erst der Auslöser für eine Notlage, wenn die 
Miete unbezahlbar oder der Mietvertrag 
gekündigt wird und sie aus ihrem Zuhause 
vertrieben werden. Neben diesen existenziel-
len Notfällen gibt es viele weitere Beispiele, 
wie das Thema Wohnen den Alltag und das 
Leben bestimmt: die Familie, die auf viel zu 
wenig Quadratmeter beengt zusammenlebt; 
die Rentnerin, die verzweifelt eine barrierefreie 
Wohnung sucht, der Geflüchtete, der seit Jah-
ren keine Wohnung findet und weiterhin in 
einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen muss. 

Es ist Zeit für einen Paradigmenwechsel in der 
Wohnungspolitik! Die Ungleichheit und Unge-
rechtigkeit auf dem Wohnungsmarkt verstärkt 
die gesellschaftliche Spaltung und wird so zu 
einer Gefahr für unsere Demokratie. Bereits 
jetzt zeigt sich das in wohnungspolitischen 
Diskussionen um Konkurrenzen verschiedener 
vulnerabler Gruppen und in den eklatanten 
Unterschieden zwischen Bestands- und Neu-
vermietungsmieten in Ballungsräumen, insbe-
sondere bei Menschen mit mittleren und 
unteren Einkommen oder im Transferbezug. 
Gleichzeitig stehen noch viele Herausforderun-
gen an, für die es bald Antworten braucht – 
seien es die dringend notwendigen 
energetischen Sanierungen, der Bau von Sozi-
alwohnungen oder die Beendigung von Woh-
nungslosigkeit. 

Mit diesem Positionspapier leistet die AWO 
einen Beitrag zu der Diskussion. Wir setzen uns 
ein für eine gerechte Wohnungs- und Mieten-
politik, die den Menschen und nicht den Profit 
in den Vordergrund stellt. Denn eines ist klar: 
wir brauchen endlich weniger Marktglaube und 
mehr Ordnungspolitik, um allen Menschen ein 
bezahlbares Dach über ihrem Kopf zu ermögli-
chen. Denn Wohnen ist Menschenrecht!

Michael Groß

Vorsitzender des Präsidiums der AWO
Vorsitzender des Fachausschusses Arbeit und 
Soziales des Präsidiums der AWO

Stephanie Becker-Bösch

Stellvertretende Vorsitzende des Fachausschusses 
Arbeit und Soziales des Präsidiums der AWO
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einleitung und Problembeschreibung Die 
Lage am Wohnungsmarkt ist ernst. Es fehlt 
bezahlbarer Mietwohnraum und besonders 
mangelt es an Sozialwohnungen. 

Zunehmend mehr Mieter*innen kämpfen mit 
den steigenden Miet- und Energiepreisen. Sie 
müssen überhöhte Mieten, Indexmietverträge 
und mangelhafte Wohnungen hinnehmen, 
denn der Verlust von Wohnraum führt direkt in 
eine existenzielle Notlage. Immer mehr Haus-
halte haben eine Wohnkostenbelastung von 
über 40 Prozent1. Schon jetzt sind in Deutsch-
land rund 263.000 Menschen wohnungslos, 
viele davon seit langer Zeit2. Eine baldige Bes-
serung ist nicht in Sicht: die Baukosten sowie 
die Bodenpreise sind enorm gestiegen, was 
den Neubau von Wohnungen verteuert bzw. 
verzögert3. Gleichzeitig gibt es durch die Kli-
makrise neue Anforderungen an die Baubran-
che, die einen extrem hohen Energie- und 
Ressourcenbedarf hat und Wege finden muss, 
diesen einzuschränken. Diese Preissteigerun-
gen machen sich dann zeitverzögert auch auf 
dem Mietwohnungsmarkt bemerkbar. 

Beim Wohnen wird gesellschaftliche Ungleich-
heit sichtbar gemacht. Dem Mangel an Sozial-
wohnungen und den steigenden Mieten stehen 
Luxusvillen und Gated Communities gegen-
über4. Die angespannte Lage auf dem Woh-
nungsmarkt betrifft also nicht alle Menschen 
gleichermaßen. Vor allem Haushalte mit gerin-
gem Einkommen müssen eine steigende Miet-
belastung stemmen, geben also einen immer 
größeren Teil ihres Einkommens für die Miete 
aus. In deutschen Großstädten hatten 2018 
Haushalte an oder unterhalb der Armutsrisiko-
grenze im Durchschnitt 46 Prozent ihres 
 Einkommens für die Bruttowarmmiete ausge-
geben, während es bei Haushalten mit einem 
Einkommen oberhalb des Medians nur 20-26 
Prozent waren5. Haushalte mit wenig 

1 Vgl. Statistisches Bundesamt 2022.
2 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2022.
3 Vgl. Statistisches Bundesamt 2023 und Vogel 2019, S. 37ff.
4 Vgl. Hagelüken 2017 und Weißenborn 2016. 
5 Vgl. Kronauer 2022, S. 190.
6 Vgl. ebd., S. 191ff.
7 Vgl. Statistisches Bundesamt 2017.
8 Vgl. Pfeffer-Hoffmann 2019, S. 125ff.

Einkommen sind außerdem stärker von Gentri-
fizierung und Verdrängung betroffen und kön-
nen, wenn sie ihre Wohnung verlieren, häufig 
nur noch in wenigen Quartieren neue Woh-
nungen finden6. Es kommt zur sozialräumli-
chen Segregation von armutsbetroffenen 
Menschen. Dann ist der Wohnungsmarkt nicht 
nur Abbild gesellschaftlicher Ungleichheit, son-
dern verstärkt diese noch weiter. 

Geflüchtete und zugewanderte Menschen sind 
ebenfalls stärker von den höheren Mieten 
betroffen7 und geraten auf dem Wohnungs-
markt schnell in Notlagen. Arbeitsverbote und 
andere Benachteiligungen auf dem Arbeits-
markt, befristete Aufenthaltstitel und Leistun-
gen unterhalb des Existenzminimums führen 
zu Armut bei dieser Gruppe. Betroffene berich-
ten außerdem von Diskriminierung bei der 
Wohnungssuche und von prekären, beengten 
Wohnverhältnissen, die auf kurze Zeit befristet 
sind und nur mit informellen Mietverträgen 
unzureichend abgesichert werden8. Auch junge 
Menschen geraten bei der Wohnungssuche 
schnell in Not, denn die Ausbildungsvergütung 
oder das BAFöG reichen häufig längst nicht 
aus, um Wohnraum in den Ballungsräumen in 
Deutschland zu finden. 

Darüber hinaus fehlt es schon heute bundes-
weit an barrierefreiem Wohnraum. Zudem wird 
der demografische Wandel die Nachfrage nach 
barrierefreiem Wohnraum in den kommenden 
Jahren noch signifikant erhöhen. Immer mehr 
Menschen mit Behinderung möchten selbstbe-
stimmt in ihrer eigenen Wohnung leben, kön-
nen es durch den dramatischen Mangel an 
Wohnraum aber nicht. 
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Die aktuelle Wohnungskrise ist auch ein Ergeb-
nis der Wohnungspolitik der letzten Jahr-
zehnte. Schon seit den 1980er Jahren lässt sich 
ein Rückzug der Politik aus dem Wohnungs-
markt beobachten: die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus ging zurück und die Wohnge-
meinnützigkeit wurde abgeschafft. Kommunen 
verkauften ihre Wohnungsbestände und 
Grundstücke, um Schulden abzubauen. Deut-
sche Immobilien galten als sichere Kapitalan-
lage, sodass Wohnungsbauunternehmen, 
Immobilienaktiengesellschaften, Pensionskas-
sen, aber auch private Kapitalanleger diese 
Wohnungen erwarben, von denen sie Profit 
erwarteten9. Politische Steuerungsmöglichkei-
ten auf dem Wohnungsmarkt wurden Schritt 
für Schritt aufgegeben. Statt einer objektför-
dernden Wohnungspolitik – also der Förderung 
des Wohnungsbaus – lag der Fokus politischer 
Maßnahmen zuletzt stark auf der Subjektför-
derung. Neben dem Ausbau der Wohnkosten-
förderung für Haushalte mit geringen 
Einkommen in den bestehenden sozialen 
Sicherungssystemen und hier allem voran dem 
Wohngeld wurde vonseiten der Politik mit Ins-
trumenten wie der Eigenheimzulage oder dem 
Baukindergeld zudem ein Schwerpunkt auf 
eigentumsbildende Maßnahmen gesetzt, von 
denen Menschen mit geringen Einkommen in 
der Regel jedoch nicht profitieren10.

Um die Mietsteigerungen abzufedern, wurden 
in den letzten Jahren mehrere Gesetze erlas-
sen: die Mietpreisbremse sollte Mietpreise 
dämpfen, Milieuschutzverordnungen sollten 
gegen Verdrängung und Luxussanierungen 
wirken und eine stärkere finanzielle Förderung 
sollte den sozialen Wohnungsbau wieder 
ankurbeln. Die Mieten steigen jedoch weiter, 
auch aufgrund der multiplen Krisen. Die Coro-
na-Pandemie, Flucht und Krieg, der Klima-
wandel, die hohe Inflation – all das wirkt auch 
auf den Wohnungsmarkt. Hinzu kommen sozi-
alräumliche Wandlungsprozesse: der Zuzug in 
die Städte und Metropolregionen führt dazu, 
dass in manchen Gegenden bezahlbare Miet-
wohnungen kaum zu finden sind, während in 
weniger besiedelten Regionen Wohnraum leer 
steht11.

9 Vgl. Heeg 2013.
10 Vgl. Von Einem (2016), S. 23f. und vgl. Egner 2014.
11 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2022, S. 56f.
12 Vgl. Krätke 1995, S. 194ff.

Gebraucht werden jetzt vor allem viele bezahl-
bare Mietwohnungen und, besonders wichtig, 
Sozialwohnungen. Jedes Jahr fallen mehr Sozi-
alwohnungen aus der Bindung. Doch ein 
schnelles Umsteuern auf dem Wohnungsmarkt 
ist schwierig: Bauen dauert seine Zeit. Und 
selbst wenn gebaut wird, handelt es sich bei 
den Neubauten viel zu selten um bezahlbare 
Mietwohnungen. Hier zeigt sich deutlich, dass 
sich die Grundannahme des freien Markts, der 
sich über Angebot und Nachfrage reguliert, am 
Wohnungsmarkt als falsch erweist. Bei gestie-
gener Nachfrage dauert es mehrere Jahre, bis 
das Angebot an Wohnungen deutlich erhöht 
ist. Auch können Haushalte ihre Nachfrage 
nach Wohnraum nur bedingt einschränken, 
denn alle Menschen brauchen Wohnraum12. 
Wohnungssuchende haben dadurch einen 
strukturellen Nachteil auf dem Wohnungs-
markt. 

Es ist daher unabdingbar, Wohnen nicht allein 
dem Markt zu überlassen und Wohnraum nicht 
als Wirtschaftsgut zu betrachten. Wohnraum ist 
ein Sozialgut und ein Menschenrecht und muss 
besonders geschützt sein. Die AWO setzt sich 
daher für eine stärkere Rolle des Staats am 
Wohnungsmarkt ein. Der Staat muss die Wohn-
raumversorgung der Bevölkerung sicherstellen 
und sich für soziale Gerechtigkeit auf dem 
Wohnungsmarkt einsetzen.

In diesem Positionspapier stellt die AWO kon-
krete Forderungen für die Wohnungspolitik vor. 
Da die Mehrheit der Menschen in Deutschland 
und insbesondere Menschen mit geringem Ein-
kommen und in Armutslagen zur Miete woh-
nen, konzentriert sich die AWO in ihrem 
Selbstverständnis als sozialanwaltschaftliche 
Akteurin im Folgenden auf ihre wohnungspoli-
tischen Forderungen im Bereich des Mieten-
markts.
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Forderungen der aWo

die aWo setzt sich ein für: 

13 Die UN-Nachhaltigkeitsziele umfassen 17 globale Nachhaltigkeitsziele, die bis 2030 in den UN-Mitglieds-
staaten erreicht werden sollen. In Ziel 11 „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ verpflichten sich die Län-
der, bis 2030 den Zugang zu angemessenem, sicherem und bezahlbarem Wohnraum und zur Grundver-
sorgung für alle sicherzustellen. Mehr Informationen über die UN-Nachhaltigkeitsziele finden sich hier: 
https://unric.org/de/17ziele/ (zuletzt geprüft am 29.03.23).

• Eine Verankerung des Rechts auf Wohnen 
im Grundgesetz.

• Den gemeinwohlorientierten Bau von 
Wohnungen im Rahmen einer neuen 
Wohngemeinnützigkeit. Nur so werden 
mehr bezahlbare, barrierefreie und 
 Sozialwohnungen entstehen.

• Förderung und Erhalt von Wohnraum 
durch eine starke Bodenpolitik und die 
Nutzung der Handlungsmöglichkeiten 
von Ländern und Kommunen. 

• Eine stärkere Regulierung von Mieten 
und eine rechtliche Bekämpfung von 
überhöhten Mieten.

• Die unbürokratische und zeitnahe 
Gewäh rung von finanzieller Unterstüt-
zung für und den konsequenten recht-
lichen Schutz von Mieter*innen. Ein 
geringes Einkommen, hohe Energiekosten 
oder Schulden dürfen nicht zum Verlust 
der Wohnung führen.

• Förderung und Erhalt von lebenswerten 
Quartieren.

recht auf Wohnen im Grundgesetz verankern

Wohnen ist existenziell und unersetzbar. Der 
Zugang zu einem sicheren und festen Wohn-
raum ist Voraussetzung für andere grundle-
gende Rechte wie das Recht auf Gesundheit 
oder Teilhabe. Vor diesem Hintergrund fordert 
die AWO, das Recht auf Wohnen im Grundge-
setz zu verankern. 

Das Recht auf angemessenen Wohnraum ist 
schon lange international als Menschenrecht 
anerkannt. Auch die UN-Nachhaltigkeitsziele 
(Sustainable Development Goals) umfassen das 
Ziel, bis 2030 den Zugang zu Wohnraum und 
Grundversorgung für alle bereitzustellen13. In 
Deutschland findet sich das Recht auf Wohnen 
teilweise schon in Landesverfassungen, es hat 
bis jetzt allerdings noch keine rechtspraktische 
Bedeutung entfaltet. Eine Verfassungsänderung 
würde diesen Umstand beheben. Eine Veran-
kerung des Rechts auf Wohnen im Grundgesetz 
erhöht den Druck auf die Verantwortlichen, 
ausreichend angemessenen Wohnraum zu 
schaffen. 

Für die AWO leiten sich aus dem Recht auf 
Wohnen weitere wichtige Forderungen ab: 

• Wohnen hat Vorrang vor Unterbringung. Die 
gesetzliche Verpflichtung in einer Aufnahme-
einrichtung zu wohnen, ist auf drei Monate 
herabzusetzen. Große Gemeinschaftsunter-
künfte müssen abgeschafft werden. Kleinere 
Unterkünfte oder privater Wohnraum, die in 
ein Gemeinwesen eingebettet sind, eignen 
sich besser dafür, die soziale Teilhabe zu 
fördern und sind daher für eine Unterbrin-
gung von Geflüchteten zu bevorzugen. 
 Bundesweit müssen einheit liche Mindest-
standards für (Erst-)Aufnahmeeinrichtungen 
und Gemeinschaftsunterkünfte gesetzlich 
festgeschrieben und kontrolliert werden. 

• Wohnungslose Menschen und Menschen, die 
akut von Wohnungslosigkeit bedroht sind, 
haben das Recht auf eine Wohnung – auch 
hier muss eigener Wohnraum vor Gemein-
schaftsunterkünften Vorrang haben. 

https://unric.org/de/17ziele/
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• Auch Menschen mit Pflegebedarf und Men-
schen mit Behinderung müssen die Möglich-
keit und Wahl haben, in der eigenen 

14 Vgl. Krätke 1995, S. 192f.
15 Vgl. Investitionsbank Berlin 2021, S. 34.

Wohnung ein selbstbestimmtes Leben zu füh-
ren. Dazu braucht es mehr barrierefreie Woh-
nungen und ein ebensolches Wohnumfeld.

Gemeinwohlorientiert bauen

Der deutsche Wohnungsmarkt muss sich dau-
erhaft verändern. Gebraucht werden nicht nur 
quantitativ mehr Wohnungen: es braucht 
bezahlbare Mietwohnungen, barrierefreie 
Wohnungen, lebendige, auf die Bedarfe der 
Menschen ausgerichtete Quartiere und Woh-
nungen mit einer guten Anbindung an den 
ÖPNV. In den letzten Jahren wurde Wohnungs-
politik vor allem mit Instrumenten der Subjekt-
förderung betrieben: Für Personen oder 
Haushalte, die aufgrund ihrer begrenzten 
finanziellen Mittel ihre Wohnkosten nicht (voll-
ständig) selbst decken können, werden in der 
Grundsicherung die angemessenen Wohnkos-
ten in tatsächlicher Höhe übernommen oder 
sie erhalten Wohnkostenzuschüsse durch das 
Wohngeld. Das ist eine wichtige Hilfe. Doch 
diese Formen der Unterstützung tragen nichts 
dazu bei, mehr bezahlbare Wohnungen zu 
schaffen und den Wohnungsmarkt langfristig 
für armutsbetroffene Menschen und Menschen 
mit geringem Einkommen zu verbessern. Das 
Wohngeld, das Mieter*innen erhalten, wird 
direkt an die Vermieter*innen weitergegeben. 
Für Vermieter*innen gibt es dadurch keinerlei 
Anreize, niedrigere Mieten anzusetzen. Eine 
überhöhte Miete wird durch die Subjektförde-
rung nicht gesenkt. Für den Staat steigen die 
Kosten, weil zunehmend mehr Menschen bei 
der Zahlung ihrer Wohnkosten unterstützt wer-
den müssen und dauerhaft auf Leistungen aus 
der Grundsicherung oder dem Wohngeld 

angewiesen sind. Dauerhafte Anstiege der 
Wohnkosten schlagen somit mehr und mehr 
auch auf der Ausgabenseite der öffentlichen 
Haushalte zu Buche.

Eine andere Form der Förderung ist in Deutsch-
land der soziale Wohnungsbau. Der soziale 
Wohnungsbau in Deutschland befindet sich seit 
Jahren in der Krise: es gibt immer weniger 
Sozialwohnungen. Der soziale Wohnungsbau in 
Deutschland basiert bisher auf der Idee der 
befristeten Sozialbindungen. Sozialwohnungen 
würden, so die Logik, nur vorübergehend 
benötigt14. Tatsächlich hat sich dies nicht 
bewahrheitet – die Nachfrage nach Sozialwoh-
nungen ist heute wieder hoch. In Berlin waren 
2019 beispielsweise mehr als ein Drittel der 
Haushalte sozialwohnungsberechtigt15, wäh-
rend die Anzahl der Sozialwohnungen in der 
Stadt stetig abgenommen hat. Trotz Finanzhil-
fen durch den Bund und Förderprogrammen in 
den Ländern gelingt es bisher nicht, diesen 
Trend umzukehren und die Anzahl der Sozial-
wohnungen zu erhöhen. Wer eine Wohnung im 
sozialen Wohnungsbau sucht, hat daher aktuell 
in den Ballungsräumen, wo die Sozialwohnun-
gen besonders knapp sind, nur wenig Wahl-
möglichkeiten. Dies führt immer wieder dazu, 
dass Menschen ihr bisheriges Wohnumfeld und 
damit häufig auch ihr soziales Netzwerk ver-
lassen müssen. 

die Wohnsituation von geflüchteten Menschen

Die Wohnsituation von geflüchteten Menschen ist oft besonders prekär. Es fehlt weiterhin 

an bundesweiten, einheitlichen und verbindlichen Mindeststandards für Erstaufnahme-

einrichtungen. Forderungen und Empfehlungen der AWO zu Wohnungen und Unterbring-

ungen für Geflüchtete gibt es hier zu lesen:   aWo standpunkte „unterbringung von 

geflüchteten Menschen und die corona-Pandemie“. 

https://awo.org/sites/default/files/2021-10/AWO%20Standpunkte%202021%20-%20Unterbringung%20von%20Gefluechteten_0.pdf
https://awo.org/sites/default/files/2021-10/AWO%20Standpunkte%202021%20-%20Unterbringung%20von%20Gefluechteten_0.pdf
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sozialer Wohnungsbau

Die AWO setzt sich für umfassende Förderpro-
gramme für den sozialen Wohnungsbau ein. 
Diese werden dringend benötigt, um armuts-
betroffene Menschen und Haushalte mit gerin-
gem Einkommen mit Wohnraum zu versorgen. 
Darüber hinaus braucht es grundlegende 
Änderungen am Konzept des sozialen Woh-
nungsbaus. Daher fordert die AWO: 

• Kommunale und gemeinnützige 
 Wohnungsunternehmen fördern: nur 
 Wohnungsunternehmen, die gemeinwohl-
orientiert wirtschaften, sollen Zugang zur 
Förderung für den Sozialen Wohnungsbau 
erhalten. 

• sozialen Wohnungsbau dauerhaft binden: 
das System der befristeten Sozialbindungen 
muss beendet werden. Derzeit müssen per-
manent neue Sozialwohnungen gebaut wer-
den, weil alte Sozialwohnungen aus der 
Bindung fallen. Der ständige Bau von neuen 
Sozialwohnungen ist aber teuer und zudem 
nicht umweltverträglich. Wohnraum, der 
einmal gefördert wurde, sollte dauerhaft als 
sozialer Wohnungsraum erhalten bleiben. 

neue Wohngemeinnützigkeit

Ein guter Weg zur Neugestaltung der sozialen 
Wohnraumförderung kann die Einführung 
einer neuen Wohngemeinnützigkeit sein. 
Grundgedanke der Wohngemeinnützigkeit ist, 
dass sich verschiedene Unternehmen zur 
Gemeinnützigkeit bekennen können. Sie ver-
pflichten sich dazu, dauerhaft gebundenen 
sozialen Wohnraum zu schaffen und ihre 
Gewinne zu beschränken. Im Gegenzug erhal-
ten sie Steuererleichterungen, bevorzugten 
Zugang zu Bauland und zu Wohnungsbauför-
derung. Expert*innen haben in mehreren Stu-
dien bereits Vorschläge erarbeitet, wie eine 

16 Vgl. Kuhnert 2022 und vgl. Holm, Horlitz, Jensen 2017.

neue Wohngemeinnützigkeit in Deutschland im 
Detail aussehen kann und wie eine Einführung 
konkret aussehen kann16. Die Wohngemein-
nützigkeit hat das Potenzial, die Marktbedin-
gungen am Wohnungsmarkt zu verändern und 
die Gemeinwohlorientierung wieder in den 
Fokus zu stellen. 

Aus Sicht der AWO müssen bei der neuen 
Wohngemeinnützigkeit folgende Punkte 
berücksichtigt werden: 

• haushalte mit geringem einkommen in den 
Fokus: bei der Einführung der neuen Wohn-
gemeinnützigkeit sollten klare Zielgruppen 
bestimmt werden. Angesichts der aktuellen 
wohnungspolitischen Lage muss sich der 
Versorgungsauftrag zunächst auf die 
 Versorgung von Haushalten mit geringem 
Einkommen konzentrieren. Der Wohnbe-
rechtigungsschein ist hierfür ein bewährtes 
Mittel.

• niedrige und einkommensabhängige Mie-
ten: die Mieten sollten deutlich unter der 
ortsüblichen Vergleichsmiete angesetzt wer-
den. Die Mieten sollen außerdem einkom-
mensabhängig sein und mit dem 
Haushaltseinkommen sinken bzw. steigen 
können. So können einerseits Mieter*innen 
im gemeinnützigen Sektor geschützt wer-
den, falls sich ihre finanzielle Lage ver-
schlechtert, und andererseits kann eine 
sogenannte dauerhafte „Fehlbelegung“ 
vermieden werden, ohne dass Menschen 
sich ihre Wohnung nicht mehr leisten kön-
nen und ihre Wohnung aufgeben müssen.

• transparenz und Mitbestimmung: eine 
umfassende und verpflichtende Mieter*in-
nenmitbestimmung muss bei der neuen 
Wohngemeinnützigkeit festgeschrieben wer-
den – bis in die Aufsichtsräte.

Wohnen – auch ein familien politisches thema

Mehr und bezahlbaren Wohnraum schaffen – diese Forderung teilt auch der familien-

politische Verband Zukunftsforum Familie (ZFF). Mehr zu den  Forderungen des ZFF  

finden Sie   hier.

https://www.zukunftsforum-familie.de/wp-content/uploads/ZFF_PP_2021_FamilieWohnen.pdf
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barrierefreier Wohnraum und barrierefreies 
Wohnumfeld

Die AWO streitet für ein Recht auf ein selbstbe-
stimmtes Leben. Dazu gehört, dass Menschen 
mit Pflegebedarf und Menschen mit Behinde-
rung in der eigenen Wohnung leben können. 
Dies entspricht auch Artikel 19 der UN-Behin-
dertenrechtskonvention. 

Barrierefreie und altersgerechte Wohnungen 
sowie Umbauten zur Herstellung von Barriere-
freiheit sind ein wichtiger Schlüssel, um selbst-
bestimmtes Wohnen zu ermöglichen. 
Angesichts des demografischen Wandels kann 
man davon ausgehen, dass der Bedarf an bar-
rierefreiem Wohnraum in Deutschland steigen 
wird. Bundesweit gibt es derzeit nur etwa 
560.000 barrierereduzierte Wohnungen. Prog-
nosen zufolge fehlen bis zum Jahr 2035 rund 
2 Millionen altersgerechte Wohnungen17. 

17 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2021, S. 338.
18 Vgl. Vogel 2019, S. 37ff.
19 Vgl. ebd., S. 38.

Die AWO fordert daher:

• barrierefreien Wohnraum schaffen: Inves-
titionen in barrierefreie Neubauten nach 
DIN-Norm sowie in das dazugehörige 
barriere freie Wohnumfeld werden dringend 
benötigt. Des Weiteren bedarf es einer 
gezielten Förderung für die Reduktion von 
Barrieren in Bestandsbauten. Die neue 
Wohngemeinnützigkeit kann auch hier ein 
wichtiges Element sein, um barrierefreie 
Sozialwohnungen umfassend zu fördern.

• rückbauverpflichtungen streichen: Für 
einen alters- oder behindertengerechten 
Umbau von Wohnungen sind Mieter*innnen 
auf die Zustimmung ihrer Vermieter*innen 
angewiesen. Gemäß §554a BGB können 
Vermieter*innen diese verweigern oder bei 
Auszug den Rückbau des barrierefreien 
Umbaus fordern. Gleichzeitig fördert die 
KfW-Bank durch Zuschüsse barrierefreie 
Umbauten. Die AWO fordert daher die 
 Bundesregierung auf, die Rechte älterer 
Menschen und von Menschen mit Behinde-
rungen zu stärken und die gesetzliche Ver-
pflichtung zum Rückbau barrierefreier 
Ein- und Umbauten abzuschaffen.

Wohnraum fördern und erhalten 

bodenpolitik

Die AWO fordert verstärkte Kraftanstrengungen, 
um bestehende Wohnungen zu erhalten bzw. 
zu gewinnen. Dies erfordert auch eine Ein-
dämmung der Spekulation mit Boden. Bundes-
weit ist der durchschnittliche Baulandpreis von 
1962 bis 2017 um über 2300 Prozent gestie-
gen18. Die explodierenden Bodenpreise führen 
zu steigenden Mieten, da die hohen Kosten für 
Bauland zum entscheidenden Faktor für die 
Berechnung der zukünftigen Mieten werden19.

Die AWO setzt sich dafür ein, Boden als ein 
Allgemeingut zu betrachten, mit dem kein 
Profit gemacht werden darf. Denn Boden ist 
unentbehrlich, unersetzlich und unvermehr-
bar – er ist der Schlüssel für eine gerechte 
Stadt- und Kommunalentwicklung. Daher 

begrüßt die AWO die Einführung der Grund-
steuer C zur Mobilisierung von unbebauten 
Grundstücken. 

Darüber hinaus braucht es eine starke kommu-
nale Bodenpolitik: 

• boden kaufen: Alle Kommunen müssen 
finanziell und rechtlich in die Lage versetzt 
werden, Boden zurückzukaufen. Der Besitz 
von Boden ist Grundvoraussetzung, um die 
Entwicklung der Kommunen aktiv zu 
gestalten. 

• erbbaurecht einsetzen: Erbbaurecht muss 
verstärkt genutzt werden. Beim Erbbaurecht 
verbleibt der Boden bei der Eigentümerin, 
z. B. der Gemeinde, doch das darauf errich-
tete Gebäude gehört den Bauherr*innen. 
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Diese Modelle sind für beide Seiten vorteil-
haft: die Gemeinden behalten das Grund-
stück und die Bauherr*innen müssen die 
hohen Bodenpreise nicht zahlen.

• Grundstücke nach sozialen Kriterien 
 vergeben: Grundstücke sollen nicht nach 
Höchstgebot, sondern nach Nutzungskon-
zept vergeben werden. Gemeinnützige 
 Wohnungsbaugesellschaften und Genos-
senschaften sind zu bevorzugen. 

Flächenverbrauch

In Deutschland wohnt man auf immer mehr 
Fläche. Über die Jahrzehnte hat der Wohnflä-
chenverbrauch deutlich zugenommen, auch für 
die nächsten Jahre wird ein steigender Wohn-
flächenverbrauch pro Person prognostiziert20. 
Das hat mehrere Ursachen, wie die Zunahme 
der Anzahl kleiner Haushalte, der Remanenz-
effekt21, veränderte Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen und die weiterhin große Beliebtheit 
von Einfamilienhäusern.22 

Um den begrenzten Boden zu schonen und 
trotzdem eine hohe Wohnqualität zu erreichen, 
braucht es neue Wohn- und Quartierskon-
zepte, die sich besser an verschiedene 
Lebensphase anpassen können, wie z. B. flexi-
ble Grundrisse. Außerdem ist es wichtig, den 
vorhandenen Wohnbestand besser zu nutzen, 
wie es z. B. in kommunalen Jung-kauft-Alt- 
Förderprogrammen umgesetzt wird – so kann 
im besten Fall auf flächen- und ressourcen-
intensiven Neubau verzichtet werden. Für sol-
che Konzepte und Programme braucht es 
ausreichend Förderung und Unterstützung.

länder und Kommunen

Wenn es um den Erhalt von bestehendem 
Wohnraum geht, sind insbesondere die Länder 
und Kommunen gefragt. Kooperative Bauland-
entwicklung und städtebauliche Verträge kön-
nen ihnen wichtigen Gestaltungsspielraum 
gegenüber privaten Investor*innen sichern. 
Darüber hinaus werden Zweckentfremdungs-
verbote, Milieuschutzsatzungen oder 

20 Vgl. Held, Waltersbacher 2015, S. 9f.
21 Der Remanenzeffekt bezeichnet das Phänomen, dass Menschen dazu neigen, auch bei gesunkenen Wohn-

bedarfen in ihrem bisherigen Wohnraum zu verbleiben. Beispielsweise bleiben Eltern nach dem Auszug 
ihrer Kinder häufig in der Familienwohnung und ziehen nicht in eine kleinere Wohnung.

22 Vgl. Ammann, Müther 2022.
23 Vgl. Hoben, Kastner 2021.

Wohnungsaufsichtsgesetze für den Erhalt und 
Schutz von Mietwohnraum genutzt. 

Doch an mehreren Stellen sind Nachbesse-
rungen dringend notwendig. Daher empfiehlt 
die AWO:

• leerstand bekämpfen: Mit Zweckentfrem-
dungsverbotsverordnungen können Länder 
sicherstellen, dass Mietwohnungen auch 
wirklich als Mietwohnungen genutzt und 
bewohnt werden. Sie sind somit ein wichti-
ges Instrument gegen Leerstand oder die 
Nutzung von Mietwohnungen für andere 
Zwecke, z. B. für Gewerbe. Damit Zweckent-
fremdungsverbote wirken, braucht es jedoch 
ausreichend Mittel und Personal für die 
entsprechenden Kontrollen. Auch eine 
 Verschärfung der Strafen sollte erwogen 
werden – aktuell wird bei Verstößen ein 
Bußgeld verhängt, das in den verschiedenen 
Bundesländern jedoch unterschiedlich hoch 
ausfällt. Wohnungsaufsichtsgesetze könnten 
ebenfalls dahingehend überarbeitet wer-
den, dass mit ihnen das Problem leerste-
hender Gebäude angegangen wird, indem 
z. B. die Mitwirkungspflichten für die Eigen-
tümer*innen verschärft werden.

• abriss verhindern: Eine dringend zu schlie-
ßende gesetzliche Lücke ist der Abriss von 
Mietwohnungen. Es ist trotz Zweckentfrem-
dungsverbotsverordnungen in den Ländern 
immer noch möglich, Mietwohnungen abzu-
reißen und teure Eigentumswohnungen zu 
errichten, weil Eigentumswohnungen als 
Ersatzwohnraum gelten, obwohl so die 
 Mieter*innen in den allermeisten Fällen 
verdrängt werden23. Doch Eigentumswoh-
nungen stellen keinen Ersatz für Mietwoh-
nungen dar. Hier muss der Gesetzgeber aktiv 
werden, um solche Abrisse zu verhindern. 
Denn der Abriss von Mietwohnungen für den 
Neubau von teuren Eigentumswohnungen 
ist sozial nicht tragbar und beschleunigt die 
soziale Segregation. Auch aus ökologischen 
Gründen muss von Abriss generell, wo 
immer es möglich ist, abgesehen werden. 
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• Milieuschutzsatzungen schärfen: Kommu-
nen können sogenannte Milieuschutzgebiete 
ernennen, in denen Mietwohnungen beson-
ders geschützt werden, indem Abriss, 
Umbauten sowie die Umwandlung in Eigen-
tumswohnungen genehmigungspflichtig 
werden. Außerdem haben Kommunen bis 
2021 in diesen Gebieten mehrfach das 

24 BVerwG, Urteil vom 09.11.2021 - 4 C 1.20.
25 Vgl. Keicher 2014, S. 98.

kommunale Vorkaufsrecht angewandt, um 
Häuser der Spekulation zu entziehen, bis ein 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts dies 
unterband24. Die AWO fordert, durch eine 
Änderung im Baugesetzbuch hier Rechtssi-
cherheit für das kommunale Vorkaufsrecht 
in Milieuschutzgebieten zu schaffen. 

Mieten regulieren

Angesichts der aktuellen Lage auf dem Woh-
nungsmarkt ist es unvermeidbar, die Miet-
preise stärker zu regulieren. 

Die AWO fordert daher: 

• Mieterhöhungen begrenzen: Bundesweit 
regelt die Kappungsgrenze, wie stark die 
Mieten im Bestand erhöht werden dürfen. 
Die AWO fordert, die Kappungsgrenze auf 
10 Prozent in drei Jahren abzusenken. 
Auf angespannten Wohnungsmärkten sollten 
die Mieten maximal um 6 Prozent in drei 
Jahren erhöht werden dürfen. Auf stark 
angespannten Wohnungsmärkten, die als 
neue Gebietskategorie eingeführt werden 
müssen, sollen die Mieten in den nächsten 
sechs Jahren gar nicht steigen. Auch Index- 
und Staffelmieten sollten analog begrenzt 
werden.

• Mietpreisbremse schärfen: die AWO begrüßt 
die geplante Verlängerung der Mietpreis-
bremse bis 2029. Um das Instrument zu 
stärken, sollte die Mietpreisbremse bundes-
weit gelten. Derzeit lässt die Mietpreis-
bremse noch mehrere Ausnahmen zu, die zu 
streichen sind. So gilt sie nicht, wenn die 
Vormieter*innen bereits die überhöhte Miete 
gezahlt haben, wenn umfassende Moderni-
sierungen vorgenommen wurden oder wenn 
die Wohnung nur zeitlich begrenzt vermietet 
wird. Dies wurde immer wieder ausgenutzt, 
um hohe Mieten zu verlangen und die Miet-
preisbremse zu umgehen. 

• Mietwucher sanktionieren: Das Wirtschafts-
strafgesetz muss verschärft und praxistaug-
lich ausgestaltet werden. Derzeit sieht es 
vor, dass eine Strafe verhängt werden kann, 

wenn eine Miete mehr als 20 Prozent über 
der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt und 
der*die Vermieter*in eine Mangellage am 
Wohnungsmarkt ausnutzt. Letzteres ist für 
betroffene Mieter*innen schwer nachweis-
bar – in der Folge gibt es nur selten Sankti-
onen für Vermieter*innen, die deutlich 
überhöhte Mieten verlangen. Die Bedin-
gung, dass eine Mangellage ausgenutzt 
werden muss, muss gestrichen werden. 
Mietwucher muss rechtlich effektiv bekämpft 
werden. 

• Mietspiegel gerechter gestalten: der Miet-
spiegel ist ein einflussreiches Maß auf dem 
Wohnungsmarkt, weil er als Übersicht über 
die ortsübliche Vergleichsmiete dient und 
sich an ihm die Wiedervermietungsmieten 
orientieren. Aktuell umfasst der Mietspiegel 
die Neuvertragsmieten und die Mieterhö-
hungen im Bestand, jeweils bezogen auf die 
letzten sechs Jahre. Ausgeschlossen vom 
Mietspiegel sind Wohnungen, die preisregu-
liert sind, also zum Beispiel im sozialen 
Wohnungsbau, und Bestandsmieten, bei 
denen es keine Mieterhöhung gab. Der 
Mietspiegel wird daher auch immer wieder 
als „Mieterhöhungsspiegel“ kritisiert, weil 
nur Mieterhöhungen und Neuvermietungen 
in den Mietspiegel einfließen25. Am Miet-
spiegel hat sich in den letzten Jahren eini-
ges getan. Mietspiegel wurden verpflichtend 
für Gemeinden mit mehr als 50.000 Ein-
wohner*innen und der Betrachtungszeit-
raum wurde von vier auf sechs Jahre 
ausgeweitet. Dies sind gute erste Schritte, 
um den Wohnungsmarkt transparenter zu 
gestalten. Darüber hinaus fordert die AWO, 
dass alle Mieten in den Mietspiegel einflie-
ßen sollen – nur so ergibt sich eine 
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tatsächliche Durchschnittsmiete. Dabei muss 
aber ausgeschlossen werden, dass sich für 
Personen, deren Wohnkosten im Rahmen 
von SGB II oder SGB XII übernommen wer-
den, Nachteile ergeben.

• Indexmieten verbieten: Indexmieten sind 
Mieten, die sich am Verbraucherpreisindex 
orientieren und sich mit ihm erhöhen. In 
Zeiten von niedriger Inflation bleiben die 
Mieterhöhungen auf niedrigem Niveau, doch 
wenn die Inflation hoch ist, steigen die 
 Mieten stark an. Für Mieter*innen ist das 
eine starke Belastung, denn bei hoher Infla-
tion sind die Preise generell schon höher – 
und dann wird auch noch die Wohnung 

deutlich teurer. Wenn Wohnraum knapp ist, 
haben Mieter*innen oft keine andere Wahl, 
als einen Indexmietvertrag zu unterschrei-
ben. Indexmietverträge umgehen die 
 Kappungsgrenze und die Mietpreisbremse. 
Weil die Mieterhöhungen von Indexmiet-
verträgen auch in den Mietspiegel einflie-
ßen, ermöglichen sie indirekt auch anderen 
Vermieter*innen weitere Mieterhöhungen. 
Dies muss dringend geändert werden. Die 
AWO setzt sich für ein Verbot von Indexmiet-
verträgen ein. Dies ist elementar, um Mie-
ter*innen zu schützen und bezahlbaren 
Wohnraum zu erhalten. 

Mieter*innen unterstützen und schützen

26 Vgl. Deutscher Bundestag 2022.
27 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2018, S. 12. 

leistungen der subjektförderung

Die Leistungen der Subjektförderung umfassen 
vor allem das Wohngeld und die Grundsiche-
rung, in deren Rahmen die angemessenen 
Kosten der Unterkunft erstattet werden. Beide 
Leistungen wurden in den letzten Jahren refor-
miert, das Wohngeld wurde außerdem deutlich 
erhöht und der Berechtigtenkreis wurde aus-
geweitet. Dies war wichtig, um Haushalte mit 
geringem Einkommen auf dem Wohnungsmarkt 
schnell zu unterstützen und die Wohngeldleis-
tungen an die Mietpreisentwicklungen anzu-
passen.

Doch es gibt weiterhin viel zu tun. So gibt es 
immer noch eine eklatante Wohnkostenlücke: 
viele Leistungsberechtigte erhalten ihre Kosten 
der Unterkunft und Heizung nicht in der voll-
ständig anfallenden Höhe, weil die Kosten als 

zu hoch und nicht angemessen gelten, und 
müssen daher aus ihren sowieso schon zu 
geringen Regelleistungen noch Teile der Wohn-
kosten tragen. 2021 betrug die Wohnkosten-
lücke von Bedarfsgemeinschaften, die 
Leistungen nach SGB II beziehen und deren 
tatsächliche Wohnkosten nicht vollständig 
übernommen werden, 91 Euro26. 

Darüber hinaus fordert die AWO zum Wohngeld 
und zu der Erstattung der Kosten der Unterkunft:

• berechtigte erreichen: noch immer bean-
tragen viele Menschen, die Anspruch auf 
Wohngeld haben, die Leistung gar nicht 
erst. Die Quote der Nicht-Inanspruchnahme 
beim Wohngeld wurde 2017 auf 86,8 Pro-
zent geschätzt – nicht mal 2 von 
10 Anspruchsberechtigten würden demnach 
ihren Anspruch einlösen.27 Neben fehlenden 

Mit Mietbegrenzungen zu einem gerechteren Wohnungsmarkt

Die AWO unterstützt das Bündnis Mietenstopp, das sich für einen zeitlich begrenzten 

Mietenstopp auf besonders angespannten Wohnungsmärkten und für stärkere 

Mietbegrenzungen ausspricht. Mehr Infor mationen finden Sie auf der  Webseite des 

bündnisses. 

https://mietenstopp.de/
https://mietenstopp.de/
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Informationen über das Wohngeld lässt sich 
dies auch auf die Stigmatisierung von Leis-
tungsempfänger*innen zurückführen, die in 
politischen und medialen Diskursen weiter-
hin allgegenwärtig ist. Hinzu kommt die 
Verunsicherung aufgrund der Komplexität 
des Antrags oder der Abstimmungsprobleme 
mit anderen Transferleistungen, zum Bei-
spiel bei den kindbezogenen Leistungen. 
Hier muss dringend nachgebessert werden. 
Ziel muss es sein, dass zukünftig der Staat 
auf anspruchsberechtigte Bürger*innen 
zugeht, diese umfassend und niedrig-
schwellig über Leistungen informiert und im 
Idealfall sogar möglichst automatisiert an 
die Bürger*innen auszahlt – mit einer digi-
talisierten Verwaltung wird dies möglich.

• Wohnkostenbelastung weiter senken: die 
Wohngeldreform hat zum Ziel, die Wohn-
kostenbelastung auf 40 Prozent des Ein-
kommens zu senken. Doch 40 Prozent des 
Einkommens für Wohnkosten auszugeben 
ist aus Sicht der AWO immer noch zu viel 
– langfristiges Ziel sollte es sein, die Wohn-
kostenbelastung für Leistungsberechtigte 
auf 30 Prozent des verfügbaren Einkommens 
zu senken.

• Wohngeld schneller auszahlen: Beim 
Wohngeld muss dringend an den bürokra-
tischen Abläufen gearbeitet werden. Es dauert 
lange, bis ein Wohngeldantrag abschließend 
bearbeitet ist. Seit 2023 hat sich der Berech-
tigtenkreis deutlich vergrößert und Wohn-
geld kann nun auch vorläufig ausgezahlt 
werden. Jetzt muss es darum gehen, die 
Bearbeitungszeiten deutlich zu verkürzen.

• Karenzzeiten ausweiten: Menschen, die 
Bürgergeld beziehen, können nach einem 
Jahr im Leistungsbezug aufgefordert wer-
den, ihre Wohnung zu wechseln, wenn die 
Wohnkosten als zu hoch gelten. Die Woh-
nung als Lebensmittelpunkt und als Grund-
bedürfnis sollte besonders geschützt sein. 
Daher fordert die AWO eine Ausweitung der 
Karenzzeit auf zwei Jahre. 

28 Vgl. Bergmann, Salecki, Weiß 2022.

energie- und Wärmewende sozial gestalten

Die Energiepreise sind in Deutschland seit dem 
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine 2022 
enorm gestiegen. Seit 2022 wurden mehrfach 
akute, kurzfristige Hilfen umgesetzt, um Haus-
halte zu unterstützen. Nun muss es darum 
gehen, langfristiger zu planen. Deutschland 
plant bis 2045 klimaneutral zu sein. Dazu sind 
vielfach Sanierungen und Umstellungen von 
Wärme- und Energieversorgung notwendig. 
Hier muss sichergestellt werden, dass diese 
Kosten nicht vollständig auf die Mieter*innen 
abgewälzt werden können.

Dazu fordert die AWO:

• Modernisierungsumlage abschaffen: Die 
Modernisierungsumlage ermöglicht es, die 
Miete aufgrund von Modernisierungskosten 
um maximal 8 Prozent erhöhen zu können. 
Es gibt keine zeitliche Befristung für diese 
Mietsteigerung. Darüber hinaus werden 
Fördermittel für energetische Sanierungen 
noch zu selten in Anspruch genommen, weil 
dadurch die Mietsteigerung geringer aus-
fällt. Daher empfiehlt die AWO, Modelle wie 
die Teilwarmmiete oder das Drittelmodell 
zeitnah eingehend zu prüfen28. Moderni-
sierungen sind dringend notwendig, daher 
braucht es Anreize für Vermieter*innen 
ebenso wie soziale Schutzmechanismen 
für Mieter*innen vor unerwarteten Miet-
erhöhungen. 

• energiesperren vermeiden: Die AWO setzt 
sich für ein Moratorium bei Energieschulden 
und für die Vermeidung von Energiesperren 
ein. Es muss möglich sein, Zahlungsrück-
stände beim Energieanbieter abzubauen, 
ohne dabei im Dunkeln und im Kalten zu 
sitzen oder durch Zinsen und Gebühren in 
eine Schuldenspirale zu geraten.

• Kommunale Wärmeplanung vorantreiben: 
die Umstellung der Wärmeversorgung ist 
eine große gesellschaftliche Aufgabe. Auf 
Ebene der Kommunen oder auf Quartiers-
ebene kann man systematisch Wärmequel-
len und -bedarfe erfassen und langfristige 
 Planungen beschließen, beispielsweise den 
Ausbau eines Fernwärmenetzes. Die AWO 
setzt sich daher für die Förderung einer 
flächendeckenden kommunalen Wärme-
planung ein. 
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diskriminierung und stigmatisierung 
verhindern

Beim Zugang zu Wohnraum werden immer 
noch viele Menschen benachteiligt: institu-
tionelle Diskriminierung von Menschen mit 
Migrationshintergrund, von Menschen mit 
Behinderung u.a. sind bei der Vergabe von 
Wohnraum allgegenwärtig29. Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz kann nur rückwir-
kend Sanktionen verhängen, bietet aber kei-
nen Schutz vor Diskriminierung. Hier muss 
dringend nachgebessert werden. 

Auch durch den SCHUFA-Score, der vielfach als 
Messzahl für solvente Mieter*innen angewandt 
wird, erfahren Menschen Stigmatisierung beim 
Zugang zu Wohnraum. Dabei kann ein niedri-
ger Score auch auf Zahlungsschwierigkeiten 
beruhen, die in ganz anderen Bereichen lie-
gen. Für Menschen im Insolvenzverfahren 
erschwert es der SCHUFA-Score extrem, eine 
Wohnung zu finden. Dies kritisiert die AWO 
scharf. Dass sich eine wohnungssuchende 
 Person in einem Insolvenzverfahren befindet, 
sich also aktiv um die Regelung der eigenen 
finanziellen Angelegenheiten kümmert, sollte 
sich nicht negativ auf die Wohnungsbewer-
bung auswirken. 

Wohnungslosigkeit verhindern

Der Verlust von Wohnraum führt umgehend in 
eine existenzielle Notlage. Die Betroffenen 
verlieren nicht nur den Wohnraum, sondern oft 
auch den Zugang zu grundlegenden öffentli-
chen Diensten und Leistungen sowie ihrem 
sozialen Umfeld. Ein gutes System zur Hilfe und 
zur Prävention von Wohnungs- und Obdach-
losigkeit ist daher unabdingbar. 

In den letzten Jahren haben sich mehrere Her-
ausforderungen in diesem Bereich ergeben. 
Generell hat das Niveau der Wohnungslosigkeit 
zugenommen. Das Profil der obdach- und 
wohnungslosen Bevölkerung hat sich in den 
letzten Jahren verändert – auch junge Men-
schen und Kinder, Frauen und ganze Familien, 
Zuwander*innen und andere benachteiligte 
Minderheiten sind zunehmend von Obdach-
losigkeit oder Wohnungslosigkeit bedroht. 
Unter den Betroffenen finden sich auch voll-
zeitbeschäftigte Menschen, deren Einkommen 

29 Vgl. Barwick, Blokland 2015 und vgl. Wolf 2020. 
30 Vgl. Rosenke, Lotties 2021.

nicht für die Anmietung oder den Erhalt von 
Wohnraum ausreicht. Es lässt sich festhalten, 
dass die Bedrohung durch Wohnungs- oder 
Obdachlosigkeit mittlerweile bis in die Mitte 
unserer Gesellschaft hineinreicht. Darüber 
hinaus hat die Corona-Pandemie deutlich 
gezeigt, dass die bestehenden Hilfesysteme 
für wohnungslose und obdachlose Menschen 
anfällig sind. Sie mussten unter den gegebe-
nen Bedingungen des Lockdowns ihre Unter-
stützungsleistungen mancherorts fast 
vollständig einstellen30.

Vor diesem Hintergrund setzt sich die AWO für 
ein ausdifferenziertes, vielfältiges und krisen-
festes Hilfesystem ein. Um Wohnungs- und 
Obdachlosigkeit wirksam zu beenden, muss auf 
unterschiedlichen Ebenen angesetzt werden. 
Für Menschen, die bereits ihre Wohnung verlo-
ren haben, sind die Angebote so auszudiffe-
renzieren, dass sie die Betroffenen mit ihren 
unterschiedlichen Ausgangslagen erreichen 
und angemessene Unterstützung anbieten 
können. Außerdem braucht es zielgruppen-
übergreifend eine bessere Vernetzung der 
bereits bestehenden Hilfeangebote und die 
Umsetzung innovativer rechtskreisübergreifen-
der Konzepte zur Bekämpfung der Wohnungs- 
und Obdachlosigkeit.

Die AWO fordert außerdem: 

• Prävention stärken: der Erhalt von Wohn-
raum muss oberste Priorität haben. Durch 
soziale Angebote und Beratung kann man 
Menschen in sozialen Problemlagen wirksam 
und einzelfallgerecht unterstützen. Recht-
zeitige Beratung kann Zwangsräumungen 
und Wohnungsverlust im besten Fall verhin-
dern. Deshalb sollten bevorstehende 
Zwangsräumungen erfasst und den Fach-
stellen zur Vermeidung von Wohnungsverlust 
sowie zum Erhalt von Wohnraum gemeldet 
werden. Diese Fachstellen sind entspre-
chend zu fördern und flächendeckend aus-
zubauen. Wohnungsräumungen von 
vulnerablen Gruppen sollen nur vollzogen 
werden können, wenn für diese Ersatz-
wohnraum und Beratung bereitgestellt wird. 
Im Besonderen für straffällig gewordene 
Menschen mit kurzen Haftdauern sollte für 
den Zeitraum der Haft der Wohnraum gesi-
chert werden.
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• bezahlbaren und sozialgebundenen Wohn-
raum schaffen: Wohnungslose Menschen 
bzw. Familien müssen Zugang zu sozialge-
bundenem Wohnraum erhalten. Viele Vorur-
teile gegenüber Menschen ohne Wohnung 
führen zur Diskriminierung auf dem Woh-
nungsmarkt. Darum müssen Belegungs-
rechte für Wohnungen vorgesehen werden, 
um sie explizit nur an wohnungslose Men-
schen vermieten zu können.

• Menschenwürdige unterbringung bereit-
stellen: Menschen ohne Wohnung benöti-
gen eine menschenwürdige Unterbringung, 
wenn entgegen allen Bemühungen ein 
Wohnungsverlust nicht verhindert werden 
konnte. Dazu sind Mindeststandards für die 
ordnungsrechtliche Unterbringung 

festzulegen. Um so schnell wie möglich eine 
Vermittlung in eigenen Wohnraum zu errei-
chen, sind zeitnahe und intensive Hilfe und 
Unterstützung in Form von aufsuchender 
Sozialarbeit und Streetwork von Nöten. Es 
muss unbedingt vermieden werden, Men-
schen ohne Wohnung viele Monate oder gar 
Jahre in Gemeinschaftsunterkünften, Not-
quartieren, usw. oder ganz ohne Unterkunft 
auf der Straße leben zu lassen.

• Wohnungslosigkeit beenden: die AWO 
unterstützt das Ziel der Bundesregierung, 
Wohnungslosigkeit bis 2030 zu beenden. 
Die Erstellung des Wohnungslosenberichts ist 
dafür ein wichtiger Schritt, weil er das Ausmaß 
und die Struktur von Obdach- und Wohnungs-
losigkeit in Deutschland transparent macht.

lebendige Quartiere fördern

31 Vgl. Helbig, Jähnen 2018.
32 Vgl. ebd., S. 44ff.
33 Vgl. Neu, Riedel, Stichnoth 2020, S. 129ff.

Die AWO setzt sich für ein selbstbestimmtes 
Leben und ein solidarisches, engagiertes Mitei-
nander ein. Dazu braucht es lebendige und 
vielfältige Nachbarschaften, doch diese gibt es 
immer seltener: in den Städten nimmt die 
soziale und demografische Segregation zu31. 
Besonders besorgniserregend ist, dass die sozi-
ale Segregation von Kindern sogar noch höher 
ist32. Immer seltener leben also Menschen aus 
verschiedenen sozialen Gruppen und verschie-
denen Altersgruppen in einer Nachbarschaft, 
was langfristig den sozialen Zusammenhalt in 
der Gesellschaft schwächt.

Darüber hinaus bedingen demografische, soziale 
und sozialräumliche Wandlungsprozesse viel-
fache Herausforderungen und neue Bedarfe, 
die regional ganz unterschiedlich ausfallen: 
während Metropolregionen und Großstädte 
einen beständigen Bevölkerungszuwachs ver-
zeichnen, nimmt die Bevölkerung im länd-
lichen Raum, insbesondere in den neuen 
Bundes ländern, beständig ab. Im ländlichen 
Raum stehen grundlegende Infra- und Versor-
gungsstrukturen den Bewohner*innen nicht 
mehr in ausreichen dem Maße zur Verfügung33. 
Lebensqualität wird heute nicht nur durch 
bundeseinheitliche Gesetze, sondern auch 
durch den Wohnort strukturiert.  

die aWo in der Wohnungsnotfallhilfe

Die AWO setzt sich für ein differenziertes Hilfesystem und innovative Lösungen in der 

Wohnungsnotfallhilfe ein. Als Praxisbeispiele lassen sich hier neben vielen anderen die 

 notübernachtung für Frauen in berlin, das  Wohnprojekt für junge Menschen in 

Potsdam, das  housing-First-Projekt in Koblenz, der  hilfeverbund Wohnen und 

arbeit in Gießen, das  oasen-Konzept in reutlingen oder der  beherbergungs betrieb 

für Familien und alleinerziehende in München nennen.

https://www.awo-spree-wuhle.de/notuebernachtung/
https://awo-potsdam.de/standort/wohnprojekt-junge-wilde/
https://awo-potsdam.de/standort/wohnprojekt-junge-wilde/
https://awo-koblenz.de/housing-first.php
https://www.awo-giessen.org/hwa.html
https://www.awo-giessen.org/hwa.html
https://awo-reutlingen.org/wohnungsnotfallhilfe/sawo/
https://awo-kvmucl.de/migration/beherbergungsbetriebe/ beherbergungsbetriebe-ueber-uns/
https://awo-kvmucl.de/migration/beherbergungsbetriebe/ beherbergungsbetriebe-ueber-uns/
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Quartiersentwicklung ist eine wichtige Möglich-
keit, um Sozialräume zu entwickeln und 
Lebensverhältnisse zu verbessern. Quartiersent-
wicklung zielt darauf ab, Stadtteile, Quartiere, 
Gemeinden oder Dörfer gemeinsam mit den 
Bewohner*innen, der Kommune und lokalen 
Akteur*innen weiterzuentwickeln. Dabei wer-
den vor Ort vorhandene Ressourcen und Fähig-
keiten genutzt, um generationen- und 
bedarfsgerechte, wohnortnahe Daseinsvorsorge 
zu befördern, zu entwickeln oder auszubauen, 
die die Lebensqualität verbessert. Neben einer 
ausreichenden Nahversorgung mit Dienstleis-
tungen und Gütern des Alltags umfasst das den 
Ausbau und die Weiterentwicklung notwendiger 
pflegerisch-medizinischer Angebote, die 
Sicherstellung bedarfsgerechter Mobilitätsange-
bote und niedrigschwelliger Teilhabe- und 
Partizipationsmöglichkeiten wie auch die 
Gestaltung eines generationengerechten Wohn- 
und Lebensumfelds. 

Dazu fordert die AWO:

• Quartiersarbeit absichern: Eine engagierte 
Quartiersarbeit trägt zur Verbesserung der 
Lebensqualität und Versorgungssicherheit 
der Menschen vor Ort bei, sie fördert das 
bürgerschaftliche Engagement, ermöglicht 
soziale Teilhabe und hilft gegen Verein-
samung und Isolation. Programme und 
 Förderoptionen von Bund, Ländern und 
Kommunen zur Quartiersentwicklung, Quar-
tiersbüros und Nachbarschaftszentren müs-
sen langfristig gesichert und verlässlich 
ausgebaut werden. 

• neue Mobilität als gesamtgesellschaftliche 
aufgabe verstehen: es ist für ein lebendiges 
Quartier unabdingbar, dass sich Menschen 
gut und ihren Bedarfen entsprechend in 

ihnen bewegen können. Die AWO fordert 
ein Umdenken in der Verkehrspolitik: der 
barriere freie Zugang zu Mobilität muss als 
Teil der Daseinsvorsorge flächendeckend 
sichergestellt und eine Gefährdung von 
Lebensqualität oder Gesundheit durch 
 Verkehr und dessen Auswirkungen ausge-
schlossen werden. Dazu braucht es einen 
grundlegenden Aus- und Umbau der Ver-
kehrsinfrastruktur, der diese inklusiv und 
für alle erschwinglich macht. 

• eine gute sozialraumplanung: soziale 
Strukturen sind ständig im Wandel. Fach-
kräftemangel, demografische und sozial-
räumliche Transformationsprozesse und 
Veränderungen in der Arbeits- und 
Familien welt – alle diese Entwicklungen 
führen dazu, dass sich die Bedarfe und 
die Ansprüche an Sozialräume verändern. 
Es braucht eine bedarfsgerechte Sozialraum-
politik, bei der die Bewohner*innen früh-
zeitig einbezogen werden. Förderprogramme 
von Bund und Ländern unterschiedlicher 
Bereiche müssen für Maßnahmen insbeson-
dere in benachteiligten Quartieren gebün-
delt werden. Eine ressortübergreifende 
Planung ist notwendig.

• Wohnortnahe Pflege und betreuung: für 
die nächsten Jahre wird ein Anstieg der 
Zahl der pflegebedürftigen Menschen erwar-
tet. Die Entscheidung über den Wohnort und 
das grundsätzliche Bedürfnis in den eigenen 
vier Wänden zu wohnen – auch bei Pflege-
bedarf oder Behinderung – ist ein hohes 
Gut. Es braucht daher neben barrierefreiem 
Wohnraum auch ausreichend Räume und 
finanzielle Förderung für Träger, die Dienst-
leistungen in der Pflege, Betreuung und 
Angebote zur Teilhabe anbieten. 

die aWo in der Quartiersarbeit

Die AWO ist schon lange in der Quartiersarbeit und Sozialraumentwicklung aktiv und setzt 

sich für vielfältige, gemeinsam gestaltete Wohnquartiere ein. Ein Beispiel hierfür ist das 

Bielefelder Modell, das älteren Menschen und Menschen mit Behinderung selbstbestimmtes 

Wohnen mit Versorgungssicherheit ermöglicht. 

Der quartiersbezogene Ansatz sorgt dafür, dass die Bewohner*innen des Quartiers mitein-

ander in Kontakt treten und an ihrem Wohnumfeld teilhaben können. Mehr über das Biele-

felder Modell finden Sie in der   broschüre des aWo Kreisverbands bielefeld e. v.

https://awo-bielefeld.de/download/quartiersarbeit-im-bielefelder-modell/
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• eine starke kommunale senior*innen-
arbeit: Damit Teilhabe verwirklicht werden 
kann, bedarf es vielfältiger Angebote der 
Senioren- und Quartiersarbeit sowie Maß-
nahmen der Gesundheitsförderung und 
Prävention im Quartier. Die AWO fordert, in 
den Kommunen einen präventiven Hausbe-
such einzuführen, der allen Mitbürger*innen 
über 75 Jahre zur Verfügung steht. Die AWO 
fordert § 71 SGB XII in eine verpflichtende 
Bestimmung zu überführen, um sicherzu-
stellen, dass Kommunen Mittel für die 
Altenarbeit vorhalten,34 und die Leistungen 
mit einem kommunalen Basisbudget für 
Bürger*innen über 65 Jahre zu unterlegen.

34 Vgl. Hellermann 2022.
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